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EIN.GEGANG.EN 

· 3 0 •. Juli 2019 
· 1<raft & Rap~ 

Rechtsanwältinnen 

.BuridesverWaltungsgericht 

BESCHLUSS 

: BVerwG i AV 2.19 
vq7~452f19 . 

In der Verwaltungsstreitsache .· . . . . . . . 

1. ~er Frau . , 
. 2. des minderjährigen Kinde 

· .3· des minderjährigen· Kindes 
4. · d~s minderjährigen Kindes 

zri 2 bis 4:. . · · 
gesetzlich ve.rtreten· durch die.Mutter 

urch den Vater 
----Hambµrg, 

ll••ill.,iiamburg, 

- Prozessbevollmäcbtigte: 
· Rechtsan:Wältinnen Kraft & Rapp, 

Pannier~traße 8, 1204 7 ~erlin. -

.... 

. . 
· Antragsteller, 

RIECHENLAND, „ 

ECHENLAND, 



1 

.~e„gen. 

. . 
die B~ndesrepublik Deutschland~ . . . .. . 

.. vertreten durcJl das Bundesministerium des Innern, für-Bau und Heimat,. 
dieses vertreten durch den Präsidenten 
des B.undesa~tes für Migratio~ und Flüchtlinge,. 
90343 Nürnberg, 

·Antragsgegnerin, 

.ha~ der 1. Senat des Bundesverwaltungsgerichts· 
am 2. Juli 2019 . 
durch den Vorsitzenden Richter am Bundesverwaltungsgericht Prof. Dr. B~rlit, · 
die Richterin am Bundesverwaltungsgericht Fricke und 
d~n Richter ·am Bundesverwaltungsgericht Böhmann r..\ 

beschlossen:·. 

~~~tl~~~mu1~ist.~~~:! . · · · · . · 
. · ~;:~~?~~~*'~~~~tl;~~~ ;:ks:~~··.f \~· ~::;.~t ·:i~~~~~t::.}~~~;r~~;:~;~~l·? .. ~:· ~{'.} .);=: r:::~;~~' . · 

'lilJ"''.'·'"';·•"".„:'!~i"„'I'"''~ ·~·.;ntp~t\~f.„~'~' . . . . . · ""'"'!'''~ !;~:~.:fl.f. ~~::.~äi:~~;.:\:f~lX.1s·. . . · 

· Das Ve~altung~gericht Hamburg hat mit Be~8~6m~~tlläq~Nö~it~~~g~ 
:Bundesverwaltungsgericht ~ur Bestimmu~g des örtlicl'fJ.tlllrdig~ Gerichts 

·-angerufen. Für die Anträ~e der in. Griechenlanat1if di~~ffXbl~l~1~~~~~J~ 
~is· 4, die Antragsgegnerin im Wege· einer einstweiligen Anordnung zu.verpflich­

ten, dein Ersuchen der ·Hell~nischen Republik (Grieche~land) auf Übernahme . 

·ihrer-Asylverfahren stattzugeben und bei ihrer Übe~stellung zu de~ in der Bu~-
. des~epublik i;>eutschland le~enden .Ä.ntragst~ller zu 5 mitzuwirken, sei das Ver­

waltungsge~icht ~sbach gemäß § 52 Nr. 2 Satz 3· Halbs. 2~ Nr~ 3 Satz 3, Nr. 5 · 

VwGO ·zuständig. Für den entsp!echende~ Antrag des Antragstellers zu 5, der­

seinen Aufenthalt zur Durchführung des Asylverfahrens in 'Hamb~rg zu J.?.ehmen. · 

hab~ bzw. hier '\iYOhnhaft sei, sei .das Verwaltungsgericht Ha.lllburg gemäß §_ 52. 
. . . 

Nr. 2 Satz 3 Halbs •. 1 VwGO zuständig. t>a: di~ ~nahrrte einer. Streitgenossen-
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schaft nicht fer~iegend sei, bedüf.fe es einer Zuständigkeitsbestimmung nach 

§. 53 Abs: 1 Nr. 3 VwGO. 

II 

. . 

2 1~ Das ~undesverwaltungsgericht ist für die Zuständigkeitsbestiinmung nach 

§ 53 Abs." 1 Nr. 3 U:nd Abs. 3 VwGO ·als nächsthöheres Gericht zus~ändig, weil: 

Gerichtsstände verschiedener Länder in Betracht kommen (vgl. BVerwG, Be­

schlü~se VOIµ 24. juii 1962 - 7 ER 420.62 - Buchholz 310. § 52 VwGO Nr. 2 s~·2, . . . 

·vom 20. Jariuar 1978 - 7.ER401,77 - Buchholz 310 § 53 VwGO .. Nr .. 11 s·. 6 ri~d. : · 
. voni ·29." Mai 2017-:- 3 AV 3.16 ~ juris Rh. 5). · 

3 a) FÜr die Anträge der An~~steiler zu ~bis 4 ist da.s Verwaltu~gsgericht 
Ansbach als das Gericht qer H~~ptsache (§ 123 Abs~· 2 Satz 1 VwGO) gemäß § 52 · 

N~. ·2.Satz 3 i.y.m. Nr. 3 Sat.z.2, 3 und Nr~ 5 VwGO örtlich zust~ndig .. · 
. , .. 

. . . . 
4 Gemäß .§ 52 Nr .. 2 Satz 3 VwGO ist in Streitigkeiten nach deQ:l Asylgesetz das 

5 

, yerwaltung~ge~cht örtlich.zustä~dig; in aes~en Bez°ifk der Ausländer ~ach dem 

Asylge~etz sei~eil Aufenthait zu ~ehm~n hat; ist eine örtliche Z~ständigk~it d~:.. · 

nach nicht_g~ge~en, b~stimmt s~e sich - auch für die vorliegend begehrt~ Mit-

. wirkung des B~nde~amtes im s~genanliten Dub~n-Verfahren-na~h § 52 Nr.:3. 

VwGO und - ~o:weit auch danach keine örtliche.Zuständigkeit bestimmt werden 

kann -:- nach der Auffangregeiung in.§ .52 Nr. 5 VwGÖ. 

. . 

Bei den von den Antr~gstellern begehrten Handlungen der Antragsgegnerin, die 
. ' . . . . . / 

sich nach den B~stimmu~gen der Verordnung (EU) Nr~ 604/ ~013 des· Europäi-

schen Parlaments und des Rfite~ vom 26. Juni 2013 ·zur Festlegung der Kriterien 

. und Verfahren zur Bestimmung des Mitgiie'c.jstaat~, de~ für die Prüfung ein~~ 
von einem Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen in_·einem Mitgliedstaat ge-

. stellten Antrags a~f.internationalep. Schutz zustÖ.ndig_'ist (~l.·L 180 S.-31)· 

- DublhJ 111-VO. - richten, handelt es sich um "Streitig~eiten nach dem Asylge-
. . . 

setz". Der mit der Schaffung von § 52 Nr. 2, ~atz 3 VwGO v~rlolgte Zweck einer· 

asylrecbtlichen Zuständigkeitsd~z~ntralisierung zur Entlastung des Verwal­

tungsgerichts Ansbach und· des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs in 
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München (BT-~rs. 8/1836 s .. 4, 8/1935 S. 5 sowie 8/1936 S. 5 f.), ohne dabei · · 

unterschiedliche Verfahrensabschnitte unterschiedlichen Gerichten zuzuweisen 

(BT ~Drs.· 9/875 $: 27), streit~t für eine. ~ei~e A~legung djeser Bestimmung.· · ·. 
. . 

Maß_geblich ist, ob.~as Asylanerkennungsverfahren im ~eiteren Sinne betroffen 

ist (BVerwG, Beschluss vom 27. Juni.1984 - 9 A i.84 - ·Buchholz 310 § 50 VwG<? 

Nr. u ·s. 2 f.). Die Abgabe von Erklärungen:in einem Überstellungsv~rfahren ist_ · 

genauso wie .die Übe~stellung selbst zwar nicht im Asy~gesetz·, sondern in der 

Dublin 111-VO geregelt. Das µnionsrechtliche Verfahren zur Best\inin~ng des für 
~ . 

die Prüfung eines .Asylantrags. zuständigen -Mitgliedstaats und eine daran an-. 

knüpfende ~erstellung stehen als denknotwendige Vorstufe aber in einem en­
gen Zusammenhang mit dem in;i Asylgeset~ geregelten Asyianerkennungsver~ 
!ahren. ~udem enthält das .Asylgesetz_ eine VerordnungsermächtigtJ:n~ ~ur (in­

nerstaatlichen) B~timmung der zuständigen Behörden in :qublin-Verfahren 

(§ 88 Abs .. 1 AsylG). Nach de.r hiernach erlassenen Asylzuständigkeitsbestim-. . . . . 
mungsverordnung ist das Bundesamt für Migratio~ u~d Flüchtlinge (Bu_nd~s- . 

. . 
aint) u.a. auch fü~ Entsch~idungen über Auf- und Wied~raufnahmeersuchen 

andere_r Mitgliedstaaten zuständig(§ 2 Abs. 1 Nr. 2"i.V.m. § 1 Nr. 2· AsylZBV); · 

6 Da die in Griechenland aufhältigen AntragstelleI;" zu 1 bis 4 (derzeit) ihren Auf-

. ent~alt nicht nach __ den Vorsch~~en de~ de~tschen As~lges~tzes zu .nehme~ ha­

ben(§ 5~ ~r. 2 Satz.3 VwGO) und im Bundesgebiet auch nicht üb~r einen 

Wohnsi~z verfügen (§ 52 Nr. 3 Satz 2 VwGO), kom~t für die örtliche Zustän~ig~ 

keit wegen der Rechtsfolgenverweisung in § 52 Nr. 2 Satz 3 Halbs~ 2 VwGO hier 

nur_ die A~~a.ngregelung in§ 52 Nr. 5 VwGO in Betracht. Danach ist das Verwal- · ~ 

tungsgericht örtltch zuständig, in desse~ Bezirk die Antragsgegnerin ihren Sitz 

hat. Wird der Antr~g gegen die'Bundesrepuplik Deutschland gerichtet, ist.auf 

. . den Sitz der Behörde abzuste~len, die gehandelt ha~ .ode~ ha~deln ~oll (BVerwG, 

Urt~il vom 18. April 1985 - 3.C.34.84 - BVe~GE 71; 183 <:188~ und B~schlüss .... 
. voni 9. M~rz _2000 -1AV2.00 - jUris· Rri. 2). ·Dies ist hier das Bundesamt, das 

seinen "Sitz m Nürnber-g. ~nd damit im örtlich:en Zustän~igkeitsbeteich de~ Ver­

waltungsgerichts Ansbach hat. 

7 b) Für den Eilantrag des Antragstellers zu 5· ist hingegen das Verwal~ngsgericht 
Hamburg gemäß.§ 52·N~. 2 Satz .. 3 Halbs.1VwGO örtlich zuständig~ weil er-im 
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insoweit maßgeblichen Z~jtpunkt der Antragseinreichµng - seinen A~fenthalt in 

.dessen Gerichtssprengel zu nehmen hatte. ·. . 

8 . c) Die .Anmµun;e ~i~~r (notwendige~) Streitgenoss~nsch~ft ~er ~tragst~ller 
Üegt jedenfalls nicht fern,_ s~das~ eine Zuständ~gkeifsbestimmu~g ~auch erfor~er~· _ 

lieh ist. 

Zwar .ist im_ Regelfall: einer·subjektiven Klageh~u~g kein Raum für. ei~e z~ 
stän4jg~eitsbestimmung gemäß·§ 53-VwGO~ Denn gemäß"§. 64 VwGO i.V.m. mit· 

§§ 5g f. ZPO i~~ p.a. Vora~~setzung für die Z~ässigkeit der Verhb1dung mehre-~ · 

rer prozessuaier Ansprüche it:i ei~em Vei-(ahren, dass für die Verfahren dassei~e 
Gericht örtlich zuständig ist (BVerwG, Beschlüsse vom i9 .. September 1975 

- 7 ER 400.75 - Buchholz 310 § 5.3 V~GO Nr. 9 S." 2 und vom 13. Aprij 1988 

- 8 ER 400.88 - juris Rn. 2); ist dies niCht der Fall, ist dem dur~h· Abtr~nn~ng 
und teilweise v:erwei~ung ~u begegnen. Ander~s·giltbei e~ner notwendigen 

. St~eitgenossen~chaft (§·64 VwGO i.V.m. § 62 Abs. 1 ZPO) auf Antragsgegnersei~ 
• . „ • 

te (~ierzu BVei-WG; Be~~hlüsse v:o.m 1~. April i9S8 .- 8 ER4op.S8 :- ~uris Rn.· 2, 

·vom 22. Nov~mber.i999 -11AV2.99 -. Buchholz 310·§ 53 Nr. 27 s.· 2, vom 5; Juli. 

·2002 - 7 AV·2.02·- B_uchholz 3io § 5g VwGO ~~~.2.8 S. 3 und v~m 12. Oktober ._ 

2-010 - 2 AY 1.10 - j~is Rn~ ~) oder AD.tragst~llerselte (BVer.wG, B·~schlüsse vom 

7. Mai 1996 ~ 2-.AV 1:95 ... NVwZ 1996, 9~~ und vom ·12. Oktober. ·2010 -.2 AV . 
. . 

l.to - juris Rn. 6 .f.). § 53 Ab~. 1 ~r~ 3 VwGO lässt g~~üge~, dass ~e~schiede~e. 

_Geri~hte "in Betracht kommen", ~lass ein solcher Fall zumindest nicht fernliegt ... 
. . . . . . . . . 

(vgt BVerwG, Beschluss vom 20. Januar 1978:- 7 ER401.77- Buc~holz 310 § 53 
. . . 

. VwGO ~r . .11 S. 6); es ist nicht Sinn eines V~rfahrens zur Bestinimung. qer örtli-

chen Zuständigkeit, sch~erige Rechtsfragen, ~ie ini e~gentlicheil Verfahren . · · 

· vo~ .zustbdigen: G~richt zu klären sind, abschließend zu entscheiden (vgl. 
. . '. . / . 

BVe~G, Beschlüsse voin·14~ Mai 1992 ~ 4 ER403.91- .Buchholz 310·§· 53 V~GO · 

Nr~-i8 s. 9 und vom 1: Mai 1996'~ 2·.(\.v 1."9s-miwZ1996, 998).. · . . · · 

10 J?ie An~ahme einer ( ünecht~n) notwendige11 Streitgenossensch~ft gemäß § 64 

VwGO i.V.ri1. § ~2-:\bs. ·1 ZPO li_~gt hier je4enf8µs ni~ht f~!-"11· Sielieg~ vor, we!ln 

. . ·. m~hrere Kläger bzw. Antragsteller ~era~t miteinan~er verbunden sind, dass 

einerseits zwar ein ·gesondertes V ~rfah~en ·Einzeliier möglich ist, and~rerseits. 
aber, wenn sie gemeinschaftlich um Rechtsschutz nachsuchen; die Sachent-

. . . . . . . 
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sch.eidüng für ~der gegen alle identisch sein muss (Bie~, in: Schoch/Schneider/ 

Bler, Vw~O, Sta~d :februar 2019, § 64:Rn. 13). Die Anträge der Antragsteller zu 

1 bi~ 4 und jene des AntragsteJl~rs zu 5 sb:~d· auf das glei~he Ziel gerichtet und 
. . . 

gründen a~ einem ideJ;ltische~ .Lebe~ssachvetha~t. ~ollte der geltend gemachte 

Ansp~tich sow~hl den Antragstelle~n z1=1.·1 bis 4 ~ls ~uch dem: Antragstel~e~ zu 5 

.. zustehen, liegt ~s z~dem nahe, das~ eine ·Sachentscheidung ~inlieitlich ergehen · 

müsste. 

11 :. Für die Zuständigkeitsbestim~~ng. n~ch .§ S3 V~GO ist ein ~Spruch und die 

sich darau~ ableitende Antragsbefugnis des in der Bundesrepublik Deutschland · '. 
. . 

aufhältigen A;D.tr~gstellers· zus. für den ·a~f Familienzusammenführung mi~ den 

:Antragstellern zu .1 bis 4 im Dublin-Verlahren gericht~ten Rechtsschutzantrag 

jedenfalls nicht·- offenkundig - ausgeschlossen. Nach··der Rechtsprechung des 

. Bundesvei;waltun~sgerichts ist der Ehegatte eines ~u~~änders .gegen ein~~ Be-

scheid, der diesem die V ~rlängerung der Aufenthaltserlaubnis versagt, selb~t · · 

d.ann ·klag~b~fu~~ wenn dieser den Be~cheid hat· bestahdskräftig w~rden las~en, 
so~eit er einen Eingriffin seine von ·Art. 6 GG ge~chützte S.phäre geltend macht. 

(BVerwG, Urteil.~om 27„August 1996-1.C s.'94 ~ BVe~GE io~, 12: ·s.~~:VGff.. 
• „ • • 

· Mannheim:, Beschluss voi:n 15. Februar 1999·-11 S ~854/98·- InfAuslR 1999, 419 
. . 

<~trags~efugnis gegen die Wirkungen einer an den Ehegatten gerichteten 

A~sweisungsverfügung>; OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 16. D~zember. 

2003 ~·8 B 26.02 -jud~ <Verpflichtu~gsbeg~hreil auf Ert~ilung einer.A:ufent:. 

haltserlaubnis an den ~begatten>; VG Saarlouis, Be~chiuss vöm 14. April 2016 

- 6 L186/16 - juris; a . .A..· -·mit B~ick auf§ 81 Abs. 1 AufenthG ... fü~·die Antrags­

und Klagebefu~nis ·einer Tochter für den Antrag .aUf Erteilung einer Aufe~t­
haltserlaub.~is an den Vat~r ..:.VGH Mannheim, Urte~l vom 17. 'Juli 2015 - 11 s 
164/ 15 - InfA.uslR 20151 433). 

i2 Eine - offenkundige - Unzulässigkeit des R~~htsschQtzbegehrens. des Antragstel~ 
lers zu ·5 rii~ngels Antragsbefugnis folg~ auch·nicht.aus U1:1ionsrecht. Pie ~eg~- · 

_ lunge~ der Dublin IiI-VO schließen ~ineAntragsbefugnis s.owohl.~es im zu~tän­
digen. Mitgli~dstaat ansässigen Familienangehörigen als auch derjenige~, .die 

a~s einem· anderen Mitgliedstaat in den zuständigen Staa~ übe~s~ellt.werden 
w~llen; jedenfalls ·nicht ausdrücklich aus. Vielmehr kommt auch ·nach Unions-

. recht - vo.rbehaltlich einer etwaigen abschließenden Klijrung durch den 
. . . . . . . . . 
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. . 

GerichtshQf det:E~opäischen Union - eiri s~bjektives Re<?ht nicht nu:r der · 
- . 

Antragsteller.zu 1 bis 4, sondern. auch des An~agst~llers zu 5 auf die gerichtliche 
Durchsetzun~. der Einhaltung· ~er Art .. 9 ff. Dublin III-VO und der daran an­

büpf~nden Überstellungsregelungen (~t.18, ~9ff .. Dublin111-VO) in ~etracht. · 

Dies legen die Eiw~gungsgrunde 1g, ~4und15 qer.Dublin iiI-:VO, Art. ~7 der 

Charta ~er Grun~rechte der Europäischen Union (GRC) sowie~~ 6 GG nahe. 

Der EuGH hat.flk Vorschriften de:r Dublin III-VO verschieden~ich dahin er-
. . 

kannt, dass-sich eine Person, die hiternational~m Schutz beantragt," im . . , .· . . .. 
gerichtli<~hen Verfahren auf eine· E~nhaltung dieser Regelungen berufen kann 

(vgl·. nu~ EuGH, Urteil~ vom.26·. Juli 2017- C 670/16[ECLI:EU:9:2017:587J; 
. . . 

· Mengesteab - Rn. 62 und vom 25. Oktober 2<;>17 - C-20~/16 [ECLI:EU:C:2017: 

~05], -S~ri - Rn. 44). Ob diese Rechtspr~chung auf ~e vorliegende·Fallkonstel-

. \....J -lation zu übertragen ist, ist zum~ndest ni~ht - offenkundig ~ ausgeschlossen un~ · 

~-

wird d~s nach d~r Zustän:digkeitsbestimmung zuständige Gericht ~u entschei-· 

denhaben. · 

13 2. Die - hier dem Bundesverwalt:u11:gsgericht als nächsthöherem Gericht vm;be-

14 

h~ltene -.Entscheidung nach§ 53 Abs. 1 VwGO hat sich. ~n den Wertungen qer 

·gesetzlichen Zuständigkeitsordnung sowie dem. Gebot ~iner eff~ktiven unci 

sachgerechten. Verl'ahrensdurchfÜhrung zu orientieren (BVerwG, Bes~hlüsse 
vom 13. März 2009· - 7AV1.09 - juris Ril. 3, voin 9. Febrµar 2012 - 8AV1.12 -

. . . . . . . . . 

Buchholz 310 § 52 YwGO Nr. 40· und vom 18. April 2019 - 2AV1.19 - jutjs ·. 

Rn~ 20). Der Senat hält e~ hiernach ~r zweckmäßig; das Verwaltungsgericht· 

Hamburg als zuständiges G~richt iu bestimmen. 

p~~ Antrag~teller zu 5 wohnt i~ Hamburg, u~d die Antragsgegnerin verfügt-d~rt 
Ü"J;>er eine (uns~lbständige) Außenstell~, die bereits mit dessen Asyl~erfähren 

. betraut ist. Sowohl fii~ die Antragsteller als a~ch für die Antragsgegnerin erweist 

sich daher efne ·pr~z~ssführung in Hamburg. als effektiv und ~achg~r~cht; dies· 

gilt auch d~nn, wenn sich die für das im. Inland aufhältig~ Familieninitglied zu-· 

ständige Außenstelle. ~icht am Ort des für sie zu~tändigen Verwaltungsgerichts 

befindet. ·Ffir ~ie B~timmung des Ve~altungsg~ri~hts Hamburg als. zuständi-

. ges Gericht spricht ~uch, ·dass. - sollte eine Familienzusammenführung erfolgen · 

und die_ Antragsteller zu _1 bis 4 ihren Auf~nthalt bei dem 4J1tragsteller zu 5 m· 
Hamburg begründen - das Verwaltungsgericht Hamburg für alle weiteren asyl-
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. . 
rechtlichen Streitigkeiten gemäß § 52 Nr. 2 Satz 3 VwGO örtlich ~uständig wäre . 

. · Damit wird zugleich dem Anli~gen entsprochen, einzelne·Verfahrensabschni:tte 
: . 

nicht ~n~erschiedlic'1e11: Gerichten zuzuweisen. Demgege1:1über hat das Interes~e 

der An~agsgegnerin.an.einer Konzentration.der Rechtsschutzverfahren im Zu­

sammenhang .mit Überstellungsbe~ehre~ bei dem für de~ Behörde~si~z z\lst.än­

digen Verwaltungsgei-icht zurückzutreten. 

Prof. Dr. Berlit Fricke Böhmann 
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